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Betr.: Europäisches Semester 2016:

– Schlussfolgerungen des Rates zu den Länderberichten: Eingehende 
Überprüfungen 2016 und Umsetzung der länderspezifischen 
Empfehlungen 2015 (25. Mai 2016)

Die Delegationen erhalten anbei die Schlussfolgerungen des Rates zu den eingehenden 

Überprüfungen und der Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen 2015, die der Rat 

(Wirtschaft und Finanzen) auf seiner 3468. Tagung vom 25. Mai 2016 in Brüssel angenommen hat.
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Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und Finanzen) 
zu den eingehenden Überprüfungen und 

der Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen 2015

Der Rat (Wirtschaft und Finanzen)

1. BEGRÜSST die Veröffentlichung der Länderberichte der Kommission, in denen die 
Wirtschaftspolitik jedes Mitgliedstaats analysiert wird, einschließlich der eingehenden 
Überprüfungen im Zusammenhang mit dem Verfahren bei makroökonomischen 
Ungleichgewichten (MIP) sowie der begleitenden Mitteilung zur Zusammenfassung der 
wichtigsten Ergebnisse der eingehenden Überprüfungen;

I – EINGEHENDE ÜBERPRÜFUNGEN

2. IST DER AUFFASSUNG, dass die eingehenden Überprüfungen als wesentlicher Bestandteil 
der Länderberichte gut strukturiert sind und WEIST DARAUF HIN, wie wichtig die Vorlage 
einer detaillierten Analyse der Ungleichgewichte in den einzelnen überprüften Mitgliedstaaten 
als Basis für eine multilaterale Überwachung, eine stärkere Eigenverantwortung für die 
Reformen auf nationaler Ebene und wirksame politische Anpassungen ist; ERKENNT AN, dass 
die Analyse – soweit erforderlich – mögliche Übertragungseffekte auf andere Länder und das 
Euro-Währungsgebiet miteinbezieht, dass sie zwischen konjunkturbedingten Anpassungen und 
durch Strukturreformen induzierten Anpassungen unterscheidet und dass sie länderspezifische 
Besonderheiten berücksichtigt. Zudem werden im Hinblick auf die spezifischen 
Herausforderungen, mit denen die einzelnen Volkswirtschaften konfrontiert sind, einschlägige 
Analysewerkzeuge eingesetzt, die erforderlichenfalls durch qualitative Analysen ergänzt 
werden;

3. BEGRÜSST die Bemühungen der Kommission zur Verbesserung der Transparenz des MIP, 
einschließlich der Straffung und Konsolidierung der Kategorien makroökonomischer 
Ungleichgewichte, der Veröffentlichung eines Kompendiums, das einschlägige Informationen 
über die Umsetzung des MIP zusammenfasst, und der Aufnahme neuer Übersichtstabellen in 
die eingehenden Überprüfungen (MIP-Bewertungsmatrizen); NIMMT die Pläne der 
Kommission in Bezug auf ein spezielles Monitoring der Empfehlungen des Rates an die 
Mitgliedstaaten mit Ungleichgewichten und übermäßigen Ungleichgewichten, das zur 
genaueren Beobachtung der politischen Reaktion auf die festgestellten Ungleichgewichte dienen 
soll, ZUR KENNTNIS; ERSUCHT die Kommission, einen Vorschlag für den konkreten 
Zeitplan und Inhalt dieses Monitoring zu erstellen, einschließlich Plänen für eine 
Differenzierung gemäß der Schwere der Ungleichgewichte sowie der Abstimmung mit anderen 
Überwachungsverfahren, insbesondere – in Einklang mit der üblichen Praxis – der 
Überwachung nach Abschluss des Programms für die betroffenen Länder, um Doppelarbeit zu 
vermeiden; BETONT die Bedeutung von Effizienz, Transparenz und Vorhersehbarkeit bei der 
Bewertung von makroökonomischen Ungleichgewichten im Rahmen des MIP; HEBT in diesem 
Zusammenhang HERVOR, wie wichtig es ist, die Länderanalyse gemeinsam mit den 
Schlussfolgerungen über die Bewertung von Ungleichgewichten in Einklang mit dem Fahrplan 
für das Europäische Semester vorzulegen;
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4. TEILT DIE AUFFASSUNG, dass 13 der überprüften Länder (Bulgarien, Deutschland, Irland, 
Spanien, Frankreich, Kroatien, Italien, Zypern, die Niederlande, Portugal, Slowenien, Finnland 
und Schweden) makroökonomische Ungleichgewichte unterschiedlicher Art und 
Größenordnung aufweisen;

5. TEILT die Ansicht der Kommission, dass in 6 Mitgliedstaaten (Bulgarien, Frankreich, Kroatien, 
Italien, Zypern und Portugal) übermäßige Ungleichgewichte bestehen. Der Rat wird die weitere 
Überprüfung Kroatiens und Portugals durch die Kommission, die Ende Mai vorgelegt wird und 
die in den nationalen Reformprogrammen dargelegten politischen Maßnahmen berücksichtigen 
sowie eine Einschätzung über die Notwendigkeit weiterer Schritte ermöglichen soll, sorgfältig 
prüfen; BETONT, dass das gesamte Potenzial des MIP-Verfahrens – gegebenenfalls unter 
Anwendung der korrektiven Komponente – ausgeschöpft werden sollte;

6. TEILT die Einschätzung, dass 6 der überprüften Mitgliedstaaten (Belgien, Estland, Ungarn, 
Österreich, Rumänien und das Vereinigte Königreich) keine makroökonomischen 
Ungleichgewichte im Sinne des MIP aufweisen;

7. BETONT, dass alle Mitgliedstaaten weiterhin politische Maßnahmen ergreifen und sich 
nachdrücklich um Strukturreformen bemühen müssen, insbesondere wenn sie mit 
makroökonomischen Ungleichgewichten konfrontiert sind und diese das reibungslose 
Funktionieren der WWU beeinträchtigen. Ungleichgewichte sollten dauerhaft abgebaut werden, 
so dass Risiken verringert werden, das Neuaustarieren der EU-Volkswirtschaften erleichtert 
wird und die Voraussetzungen für nachhaltiges Wachstum und dauerhafte Arbeitsplätze 
geschaffen werden, wobei der Schwerpunkt auf den zentralen Herausforderungen liegen sollte;

8. WÜRDIGT die anhaltenden Fortschritte, die von den Mitgliedstaaten bei der Korrektur ihrer
externen und internen Ungleichgewichte erzielt wurden, was zur Wiederherstellung des 
Gleichgewichts in der EU und im Euro-Währungsgebiet beigetragen hat; BETONT jedoch, dass 
nach wie vor in einigen Mitgliedstaaten beträchtliche Risiken bestehen. Obwohl sich die 
Leistungsbilanzdefizite aus der Zeit vor der Krise deutlich verringert oder in einen Überschuss 
verwandelt haben, bleiben einige Netto-Schuldnerstaaten durch umfangreiche 
Auslandsverbindlichkeiten weiterhin anfällig; ERKENNT AN, dass die 
Kostenwettbewerbsfähigkeit sich generell in Ländern mit hohen außenwirtschaftlichen 
Defiziten verbessert hat, dass es aber weniger Anzeichen auf Verbesserungen bei der 
kostenunabhängigen Wettbewerbsfähigkeit gibt. Gleichzeitig bestehen in einigen 
Mitgliedstaaten mit einem verhältnismäßig geringen Bedarf an Verschuldungsabbau nach wie 
vor hohe Leistungsbilanzüberschüsse, die unter Umständen auf hohe Ungleichgewichte 
zwischen Ersparnissen und Investitionen hindeuten könnten und somit Fortschritte bei den 
politischen Maßnahmen erforderlich machen;

9. BETONT, dass eine hohe private und staatliche Verschuldung in einigen Mitgliedstaaten mit 
Blick auf die niedrigen Inflations- und Wachstumsraten weiterhin eine große Herausforderung 
darstellt. Trotz spürbarer Fortschritte sind Strukturreformen erforderlich, um das 
Wachstumspotenzial zu steigern und die hohe Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, insbesondere bei 
Jugendlichen und Langzeitarbeitslosen;
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II – UMSETZUNG DER LÄNDERSPEZIFISCHEN EMPFEHLUNGEN
10. BEGRÜSST die Fortschritte bei der Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen von 

2015. Die gestrafften Empfehlungen von 2015 haben einen stärkeren Fokus auf die Bewältigung 
drängender Herausforderungen und anhaltender makroökonomischer Ungleichgewichte 
ermöglicht; NIMMT ZUR KENNTNIS, dass die Durchführung der Reformen über die 
Politikbereiche und länderübergreifend nicht einheitlich erfolgt ist und dass nur in wenigen 
Fällen wesentliche Fortschritte bei der Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen 
verzeichnet werden konnten; BETONT, dass die Umsetzung von Reformen beschleunigt 
werden muss, um die unten dargelegten politischen Herausforderungen anzugehen und 
ERINNERT an die Bedeutung einer rechtzeitigen Bewertung der Umsetzung der 
länderspezifischen Empfehlungen durch den Rat, bevor neue länderspezifischen Empfehlungen 
abgegeben werden, damit Schlüsse gezogen werden können, das Bewusstsein im Land für das 
Thema gestärkt wird und die Reformen in jedem Land effektiv umgesetzt werden können;

11. BETONT, dass zusätzlich zu einer verantwortungsvollen und soliden Finanzpolitik weitere 
Strukturreformen auf den Dienstleistungs-, Waren- und Arbeitsmärkten erforderlich sind, um 
die wirtschaftliche Erholung zu stützen und zu verstetigen, schädliche Ungleichgewichte zu 
korrigieren, tragfähige öffentliche Finanzen zu erzielen, das Investitionsumfeld zu verbessern 
und den Binnenmarkt zu stärken, damit das Wachstumspotenzial der Volkswirtschaften der 
Mitgliedstaaten freigesetzt wird;

12. ERKENNT die Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der länderspezifischen 
Empfehlungen in den Bereichen Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unternehmen, 
Bekämpfung von Steuerumgehung und Verwaltungsreform AN. Die betroffenen 
Mitgliedstaaten sollten ihre Bemühungen fortsetzen; BETONT, dass noch weitere Fortschritte
bei der Schaffung eines unternehmens- und beschäftigungsfreundlichen Gesetzes- und 
Regulierungsrahmens, der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen, dem Abbau von 
Bürokratie, der Steigerung der Verwaltungseffizienz und der Verbesserung der Regulierungs–
qualität sowie der Reduzierung von Beschränkungen im Dienstleistungssektor, insbesondere 
durch eine erhebliche Erleichterung der grenzübergreifenden Tätigkeit für Dienstleistungs–
erbringer, erreicht werden könnten. Es wurden zwar Fortschritte bei der Schließung von 
bestehenden Lücken und der Behebung von Schwächen in den haushaltspolitischen Rahmen 
einiger Mitgliedstaaten verzeichnet, diese sind jedoch in manchen Ländern noch eher begrenzt 
und die Bemühungen sollten sich daher auf das reibungslose Funktionieren der Rahmen 
konzentrieren, um eine verantwortungsvolle Haushaltspolitik zu unterstützen. Die nationalen 
haushaltspolitischen Rahmen sollten an die EU-Anforderungen angepasst werden;

13. TEILT DIE AUFFASSUNG, dass die Investitionsvoraussetzungen dringend verbessert werden 
müssen, um Anreize für private Investitionen in die Realwirtschaft zu schaffen und hochwertige 
öffentliche Investitionen und Infrastrukturen zu gewährleisten. Bei der Inangriffnahme von 
Problemen in Bezug auf branchenspezifische Regelungen und andere Investitionshemmnisse 
sowie bei der Reform der öffentlichen Verwaltung, der Justizsysteme, des Insolvenzrechts und 
der Rahmenbedingungen für Unternehmen, einschließlich des Zugangs zu Finanzmitteln, 
werden nur langsam Erfolge erzielt. Trotz einiger Fortschritte bestehen in vielen Mitgliedstaaten 
weiterhin in einigen wichtigen Wirtschaftszweigen Investitionshemmnisse. Das gilt 
insbesondere für den Dienstleistungssektor, die Netzindustrien und die Baubranche;

14. BEGRÜSST die Fortschritte bei den Arbeitsmarktreformen, stellt aber fest, dass immer noch 
bedeutende Herausforderungen und Lücken bei der Umsetzung bestehen. Es gibt nach wie vor 
Potenzial zur Verbreiterung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen und zur Verringerung der 
steuerlichen Belastung des Faktors Arbeit. In einigen Mitgliedstaaten erfordert die Integration 
von Migranten und Flüchtlingen besondere Aufmerksamkeit. Während bei der 
Wiedereingliederung von Arbeitslosen ins Erwerbsleben Fortschritte erzielt wurden, besteht 
weiter Bedarf an strukturellen Reformen, die die Beschäftigung fördern und auf eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik abzielen.
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